
 

 

 

 

 

 

Pressemitteilung 

 

Berlin, 30. September 2024: Die Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) kritisiert die Antwort der 

Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Unionsfraktion „Reformvorhaben der Bundesregierung 
zu psychiatrischen Krankenhäusern und deren Personalausstattung“ (BT-Drs. 20/13057). Aus dieser 
Antwort geht hervor, dass in dieser Legislaturperiode kein Gesetzesvorschlag für eine bessere Perso-

nalausstattung für psychiatrische und psychosomatische Krankenhäuser kommen wird. 
 

„Das ist Verantwortungs-Ping-Pong zwischen der Bundesregierung und dem Gemeinsamen Bundes-
ausschuss (G-BA) mit dem Resultat, dass Patient*innen bis heute keine zusätzliche Minute Psycho-

therapie in Psychiatrien erhalten“, sagt Dr. Andrea Benecke, Präsidentin der BPtK. „Wenn Bundesre-
gierung und G-BA zu unterschiedlichen Auffassungen kommen, wer laut Gesetz in der Verantwortung 

steht, muss ein neuer gesetzlicher Auftrag Klarheit schaffen.“ 
 

Während der G-BA darauf verweist, dass der gesetzliche Auftrag zur Ausgestaltung der Personalaus-
stattung Psychiatrie und Psychosomatik-Richtlinie (PPP-Richtlinie) lediglich „Mindestanforderungen“ 

an die Personalausstattung beinhaltet, verweist die Bundesregierung auf den G-BA, in dessen Verant-
wortung die inhaltliche Ausgestaltung der PPP-Richtlinie liege. Seit Jahren wird im G-BA eine Ent-

scheidung zur Erhöhung der Minutenwerte der PPP-Richtlinie zulasten der Patient*innen verscho-
ben. Die Umsetzung des Koalitionsvertrags, im stationären Bereich für eine leitliniengerechte psycho-
therapeutische Versorgung und eine bedarfsgerechte Personalausstattung zu sorgen, ist aus Sicht der 

BPtK zwingend erforderlich. 
 

„Die Psychiatrien sind elementare Weiterbildungsstätten und müssen gesetzlich die Rahmenbedin-
gungen zugesichert bekommen, um psychotherapeutische Weiterbildungsstellen anbieten zu kön-

nen. Wie die Personalkosten bei der Vereinbarung des Krankenhausbudgets zu berücksichtigen sind, 
regelt aber der Bund – und nicht die Länder oder Psychotherapeutenkammern. Ohne die Weiterbil-

dung in Psychiatrien gibt es zukünftig keine Fachpsychotherapeut*innen“, so Benecke. 
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Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion „Reformvorhaben der 
Bundesregierung zu psychiatrischen Krankenhäusern und deren Personalausstattung“ (BT-Drucksa-

che 20/12589) 
https://dip.bundestag.de/vorgang/reformvorhaben-der-bundesregierung-zu-psychiatrischen-kran-

kenh%C3%A4usern-und-deren-personalausstattung/314900  
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